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1 VB.202014.307,
R/ng//ng, Erw. 11.

2 Vgl. Christoph Jäger
in: /?at7/77 <S L/mwe/M-2009,
S.10 ff., mit Hinweisen;
sowie: Alain Griffel in: /Com-

menfarzi/m t/mwe/fsc/7t/fz-
gesefz, Ergänzungsband
2011, N 5 zu Art.22 USG.

3 BGer 1A.139/2002,
f/'erbrecht E.5.4.

Die Lüftungsfenster-
praxis

Umstrittene kantonale
Erleichterung

Soll in einem Gebiet, das bereits mit
Lärm — im Alltag vor allem mit Stras-

sen- oder Bahnlärm — belastet ist,
eine Baute geändert oder neu erstellt
werden, darf dies nur geschehen,
wenn an den offenen Fenstern der

lärmempfindlichen Räume die Im-
missionsgrenzwerte eingehalten wer-
den können. Die Grenzwerte sind in
den Anhängen zur Lärmschurzver-
Ordnung festgelegt. Als lärmempfind-
lieh gelten die Räume in Wohnun-

gen (ausgenommen sind die Küchen,
sofern sie nicht Wohnküchen sind,
die Sanitärräume und die Abstell-
räume) und bei gewerblicher Nut-
zung die Räume, in denen sich Per-

sonen regelmässig während längerer
Zeit aufhalten (auch hier gibt es Aus-
nahmen). Als mögliche Lärmschutz-
massnahmen nennt die Verordnung
einerseits bauliche oder gestalterische

Lösungen, dank denen ein Gebäude

gegen den Lärm abgeschirmt werden
kann, anderseits die Anordnung der

empfindlichen Räume aufdiejenigen
Gebäudeseiten, die dem Lärm nicht
ausgesetzt sind (Art. 31 LSV).

Ein geradezu klassisches Modell
liegt beispielsweise darin, auf der
Strassenseite die Treppenhäuser, Kü-
chen und Sanitärräume anzulegen
und die eigentlichen Wohnräume
aufeine von der Strasse abgewandte,
ruhige(re) Seite hin auszurichten.
Lässt sich das Lärmschutzziel mit
diesen Massnahmen nicht erreichen,

gilt praktisch ein Bauverbot (für
empfindliche Räume), wenn nicht
überwiegende öffentliche Interessen
eine Ausnahme aufdrängen, die die
Baubehörde indes nur unter Zustim-

mung der dafür zuständigen kanro-
nalen Stelle gewähren kann.

Genügt ein Lüftungsfenster?
Ob die Immissionsgrenzwerte

überschritten sind, ist grundsätzlich
«in der Mitte der offenen Fenster

lärmempfindlicher Räume» festzu-

stellen (Art. 39 Abs. 1 LSV). Die Aus-

legung dieser bundesrechtlich ver-
ordneten Regel und die Praxis dazu

sind kantonal unterschiedlich. So

hat in jüngerer Zeit das Zürcher Ver-

waltungsgericht die eigene so ge-
nannte «Lüftungsfensterpraxis» als

zulässig bekräftigt.' Nach dieser Pra-

xis genügt es, wenn die Immissions-

grenzwerte wenigstens an einem
Fenster eingehalten sind, soweit die-

ses zur Lüftung eine Fläche aufweist,
die in Rücksicht auf die Wohnhygi-
ene genügend gross ist. (Nach Zür-
eher Praxis müssen das mindestens
fünf Prozent der Bodenfläche sein,
während — zum Vergleich — das vor-
geschriebene Mindestmass für die

Belichtung nach Planungs- und
Baugesetz zehn Prozent beträgt).

Diese Auslegung, wonach der
Lärm nichr an allen Fensteröffnun-

gen zu ermitteln ist, sofern wenigs-
tens ein «Lüftungsfenster» zur Verfü-

gung steht, pflegen auch andere

Kantone, beispielsweise der Kanton
St. Gallen. Wieder andere lassen

diese Praxis im Ausnahmefall zu.
Praktische Bedeutung hat sie beson-
ders dort, wo die ruhige Gebäude-
seite nicht auch diejenige mit der
schönen Aussicht und der guten Be-

sonnung ist. Ganz allgemein wird
mit dieser Regel sicher der Projektie-
rungsspielraum vergrössert.

Nicht bundesrechtskonform?
Es ist umstritten, ob diese Praxis

bundesrechtskonform sei. In der Li-
teratur wird dies verneint:* Sinn und
Zweck der Pflicht, die Immissions-

grenzwerte einzuhalten, lägen im
Gesundheitsschutz. Die fragliche
Praxis nehme in Kauf, dass keine
weiteren Bemühungen zur Lärmre-
duktion mehr erfolgten, und dass

die von der Verordnung vorgesehe-
nen Grundrissänderungen oder bau-
liehen und gestalterischen Massnah-

men nicht ausgeschöpft würden. So

werde der Lärmschutz vereitelt,
richte sich doch die oben wiederge-
gebene Regelung deshalb auf die
Fenster, weil diese hinsichtlich der

Schalldämmung - auch im geschlos-

senen Zustand — die schwächste
Stelle der Gebäudehülle bildeten.
Diese Auffassung findet ihre Stütze
auch in der Rechtsprechung des

Bundesgerichts:
Zwar hat sich das Bundesgericht

noch nicht grundsätzlich über die

Zulässigkeit der Lüftungsfensterpra-
xis geäussert. In einem früheren Ent-
scheid hat es indessen festgehalten,

dass die Lärmermittlung immer am
offenen Fenster vorgenommen wird,
ungeachtet dessen, ob dieses als Lüf-
tungsfenster benutzt wird, und sogar
ohne Rücksicht darauf, ob es über-

haupt geöffnet werden kann/ Als
noch nicht entschieden gilt jedoch
die Frage, ob dies nicht nur für «ver-
schraubte Fenster», sondern auch für
verglaste Fassaden gilt.

Keine fensterlosen Fassaden

Das Zürcher Verwaltungsge-
rieht hält der Kritik an der Lüf-
tungsfensterpraxis in erster Linie
Pragmatik entgegen: Ein Verbot
dieser Praxis hätte zur Folge, dass in
Fassaden an lärmbelasteten Strassen

keine Fenster mehr eingesetzt wer-
den dürften. Diese Befürchtung ist
etwas plakativ: Von der Anwendung
der fraglichen Lärmschurznormen
sind immerhin nur die lärmemp-
findlichen Räume betroffen. Mit
der gesetzlich vorgesehenen Umdis-
position der Grundrisse würden die
Strassenfassaden durchaus Fenster

(für nicht lärmempfindliche
Räume) aufweisen können. Zudem
müssten auch Wohnräume hinter
geschlossenen Strassenfassaden wei-
terhin ausreichend belichtet werden
— eben seitlich und rückwärtig.
Weiter beruht nach Verwaltungsge-
rieht die ablehnende Haltung auf
der Annahme, dass ein Fenster
immer der Lüftung diene, vielmehr
liege jedoch der Hauptzweck eines

Fensters in der Belichtung der
Räume. Dass man ein Fenster
immer auch öffnen können müsse,
schreibe aber das Bundesrecht nicht
vor — andernfalls könnten vollver-
glaste Hochhäuser gar nicht mehr
gebaut werden, weil diese aus physi-
kaiischen Gründen auf feste Fassa-

denverglasungen angewiesen seien.
Aus diesen Gründen hält das Ver-

waltungsgericht anders als das Bun-
desgericht eine Lärmermittlung bei

Fenstern, die sich nicht öffnen las-

sen, nicht für sachgerecht. Es

spricht sich sogar dafür aus, dass in
lärmempfindlichen Räumen an
einer Fassade mit Grenzwertüber-
schreitung selbst offenbare Fenster

zulässig seien, wenn nur ein lärmab-

gewandtes «Lüftungsfenster» vor-
handen sei.

Wenn mit der Beschwerde

gegen das Verwaltungsgerichtsurteil
auch die Lüftungsfensterpraxis ange-
fochten worden ist, bietet sich dem

Bundesgericht die Gelegenheit zur
Klärung. — äzc/iwzä»»
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